
164 Neue Justiz 4/80

werden, wenn sie nicht über die zur Durchführung des 
Verfahrens erforderlichen Geldmittel verfügt und die be­
absichtigte Rechtsverfolgung nicht offensichtlich unbegrün­
det ist. Da derartige Anträge den Prozeßparteien die Ein­
leitung eines Verfahrens oder ihre Teilnahme daran ohne 
geldliche Belastungen ermöglichen sollen, sieht die ZPO 
für die Prüfung dieser Anträge und ihre Entscheidung 
keine Gerichtskosten vor. Die Gerichtskostenfreiheit be­
steht unabhängig davon, für welchen Verfahrensabschnitt 
(erstinstanzliches Verfahren, Rechtsmittelverfahren, Voll­
streckung) der Antrag gestellt wird. Audi das Be­
schwerdeverfahren gegen einen Beschluß, mit dem die 
Befreiung von der Vorauszahlungspflicht versagt oder wi­
derrufen wurde (§ 170 Abs. 2 ZPO), ist damit gerichts­
kostenfrei.20

Mit der Klage auf Feststellung der Vaterschaft macht 
die Mutter Rechte des Kindes im eigenen Namen geltend. 
Soweit sie gerichtliche Auslagen und außergerichtliche 
Kosten zu übernehmen hat, ist bei Prüfung des Antrags 
auf Befreiung von der Vorauszahlungspflicht oder der Bei­
ordnung eines Rechtsanwalts zu berücksichtigen, daß sie 
nur mit den Einkünften und dem Vermögen des Kindes 
für die Kosten einzustehen hat.21

Festsetzung des Gebührenwerts

Wenn Zweifel daran entstehen können, wovon sich das 
Gericht bei der Gebührenwertfestsetzung hat leiten las­
sen, ist der Beschluß zu begründen. Das gilt besonders für 
das Vermögensauseinandersetzungsverfahren der Ehegat­
ten22 sowie dann, wenn über den Gebührenwert von Fest- 
stellungs- und Unterlassungsklagen zu befinden ist.

Im Einzelfall kann es — besonders wegen der unter­
schiedlichen Gestaltung der Gerichts- und Rechtsanwalts­
gebühren — geboten sein, mehrere gesonderte Festset­
zungen vorzunehmen.23

Stellt das Gericht fest, daß der Gebührenwert unrichtig 
festgesetzt wurde, kann es ihn selbst ändern. (§ 171 Abs. 1 
Satz 2 ZPO). Das ist auch dann noch möglich, wenn der 
Gebührenwertfestsetzungsbeschluß rechtskräftig war.

Legt eine Prozeßpartei gegen den Festsetzungsbeschluß 
erfolgreich Beschwerde ein, hat sie dessenungeachtet ihre 
außergerichtlichen Kosten selbst zu tragen, wenn die nicht 
beschwerdeführende Prozeßpartei die unrichtige Gebüh­
renwertfestsetzung nicht veranlaßt und sich am Be­
schwerdeverfahren nicht mit gegenteiliger Zielrichtung 
beteiligt hatte.24 Die Voraussetzungen für die Kosten­
erstattung liegen in diesen Fällen nicht vor.25

Gegen den Beschluß über die Festsetzung des Gebüh­
renwerts steht dem Prozeßbevollmächtigten einer Pro­
zeßpartei gemäß § 158 Abs. 2 ZPO bzw. § 12 RAGO ein 
eigenes Beschwerderecht zu. Macht er davon Gebrauch 
und wird die Beschwerde abgewiesen, sind ihm nach §§ 167 
Abs. 3, 174 Abs. 1 ZPO die Kosten des Beschwerdeverfah­
rens aufzuerlegen.26

Der Gebührenwert eines Rechtsstreits, in dem auf Er­
füllung eines Wohnungstauschvertrags geklagt wird, rich­
tet sich entsprechend § 172 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO nach dem 
einjährigen Mietwert der zu räumenden Wohnung.27 Als 
Gebührenwert für die Vollstreckung der Räumung einer 
Wohnung auf Grund eines aufgehobenen Mietverhältnis­
ses gemäß § 172 Abs. 1 Ziff. 1 und 4 ZPO ist gleichfalls der 
einjährige Mietbetrag zugrunde zu legen.28

Wegen ihrer grundlegenden Bedeutung für die Betei­
ligten sind Unterhaltsverfahren kostenmäßig privilegiert. 
Solche Verfahren sind keine Streitigkeiten über wieder­
kehrende Leistungen nach § 172 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO, sondern 
sie werden in dieser Bestimmung gesondert als Streitigkei­
ten über Unterhalt geregelt. Dazu gehören nicht nur Ver­
fahren wegen künftigen Unterhalts, sondern auch solche, 
in denen sowohl künftiger als auch rückständiger Unterhalt 
oder Unterhaltsrückstand allein geltend gemacht werden. 
Deshalb kann in Unterhaltsvgrfahren niemals einhöherer

Gebührenwert als der Jahresbetrag des Unterhalts fest­
gesetzt werden.

§ 172 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO ist die alleinige Grundlage für 
die Gebührenwertberechnung in Unterhaltssachen. Ein ge­
forderter Unterhaltsrückstand hat in Verfahren, mit denen 
auch künftiger Unterhalt verlangt wird, nur dann Bedeu­
tung, wenn der künftige Unterhalt für eine kürzere Zeit 
als ein Jahr gefordert wird. In diesem Fall wird der Ge­
bührenwert nach dem Gesamtbetrag des künftigen Unter­
halts und dem Unterhaltsrückstand bemessen, wobei als 
Obergrenze wiederum der Jahresbetrag des geforderten 
Unterhalts gilt.29

Ist für die Bestimmung des Gebührenwerts der Zeit­
wert von Sachen maßgeblich (§ 172 Abs. 1 Ziff. 2 ZPO), 
kann er in der Regel durch das Gericht im Wege der 
Schätzung festgestellt werden, wenn sich aus den Akten 
keine ausreichenden Hinweise (z. B. aus Gutachten, an­
deren Unterlagen oder übereinstimmenden Erklärungen 
der Prozeßparteien) ergeben. Allein wegen der Wertfest­
setzung kann nur in Ausnahmefällen Beweis erhoben 
werden, so z. B. wenn die zu erwartenden Kosten beson­
ders hoch sind oder die Kostentragungspflicht sich auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Prozeßparteien beson­
ders auswirkt.30

Der Gebührenwert für das Verfahren zur Verteilung 
des gemeinschaftlichen ehelichen Vermögens (§ 172 Abs. 1 
Ziff. 3 ZPO) darf auch in solchen Fällen, in denen die 
Anträge der Prozeßparteien den Wert der Hälfte des Ver­
mögens übersteigen, nicht höher festgesetzt werden als 
nach der Hälfte des Gesamtvermögens. Dabei ist vom 
reinen (Netto-) Vermögen auszugehen. Gemeinsame Ver­
bindlichkeiten der Prozeßparteien sind vom Wert der vor­
handenen Vefmögensstücke abzuziehen.31

Nach § 172 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO wird der Gebührenwert 
für die Entscheidung über die Ehewohnung nach dem 
Jahresbetrag des Mietpreises bestimmt; innerhalb eines 
Eheverfahrens wird dieser Wert nicht berechnet. Wird in 
einem Scheidungsverfahren nur wegen der Ehewohnung 
Berufung eingelegt, richtet sich der Gebührenwert nach 
dem Jahresbetrag des Mietpreises. Durch die Beschrän­
kung der Berufung auf die Nachprüfung der Entscheidung 
über die Ehewohnung werden die anderen Aussprüche des 
Urteils — auch über die Scheidung der Ehe — rechtskräftig 
(§§83, 153 ZPO). Damit ist die Ehesache abgeschlossen, so 
daß die Entscheidung über die ehemalige Ehewohnung ge­
sondert herbeigeführt werden muß 32

§ 172 Abs. 1 Ziff. 5 ZPO (sonstige Geldforderungen, 
Ansprüche oder Rechte) hat besonders für Feststellungs­
und Unterlassungsklagen vermögensrechtlicher Natur Be­
deutung. Maßgeblich für die Höhe des nach § 172 Abs. 1 
Ziff. 5 ZPO festzusetzenden Gebührenwerts eines Fest­
stellungsverfahrens ist grundsätzlich nicht der Geldbetrag 
oder der Wert des Gegenstands, auf den sich das umstrit­
tene Rechtsverhältnis bezieht, sondern das I n t e r e s s e  
des Klägers an der Feststellung des streitigen Rechtsver­
hältnisses. Dieses Interesse ist in entsprechender Anwen­
dung des § 52 Abs. 2 ZPO unter Würdigung aller Umstände 
zu schätzen. Zu ihnen gehören z. B. auch das Anliegen, 
das mit der Feststellungsklage verfolgt wird, und die Art 
des Rechtsverhältnisses. Dabei kann es durchaus Fälle 
geben, in denen der Gebühren wert den Wert des Gegen­
stands, auf den sich das Rechtsverhältnis bezieht, erreicht 
oder diesem Wert nahekommt.33

Zivilprozesse, in denen die Beseitigung bzw. Unterlas­
sung von Eigentums- und Besitzstörungen verlangt wird 
(z. B. Klagen auf Unterlassung von Lärm- und Geruchs­
belästigungen und damit verbunden auf die Beseitigung 
der Störquelle), wurden hin und wieder als nicht ver­
mögensrechtliche Streitigkeiten angesehen und der Ge­
bührenwert gemäß § 172 Abs. 2 Ziff. 6 ZPO auf 2 000 M 
festgesetzt. In einzelnen Fällen wurde dann der Gebüh­
renwert unter Berücksichtigung des Gegenstands des Ver­
fahrens und der wirtschaftlichen Verhältnisse der Pro­
zeßparteien herabgesetzt (§ 174 Abs. 4 ZPO).


